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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Fraktionen der SPD, FDP 
— Drucksache 7/1090 — 

betr. Noveiiierung des Tierzuchtgesetzes 


A. Problem 

Das geltende Tierzuchtgesetz stammt im wesentlichen aus dem 
Jahre 1949 und ist in seinen Körbestimmungen heute überholt. 
Es trägt dem erheblich gestiegenen Handelsverkehr mit Zucht- 
vieh in Europa nicht mehr ausreichend Rechnung. Im Hinblick 
auf eine Verwaltungsvereinfachung bedürfen die Zuständig- 
keiten von staatlichen Behörden und Tierzuchtverbänden einer 
Neuordnung. 


B. Lösung 

Das Tierzuchtgesetz muß zur Anpassung an die heutigen tat- 
sächlichen Verhältnisse in der Landwirtschaft novelliert wer- 
den. Die Bundesregierung wird aufgefordert, ein entsprechendes 
Änderungsgesetz vorzulegen. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Wilhelminenhof) 


Der Antrag wurde in der 64. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 8. November 1973 an den 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zur Beratung überwiesen, der ihn in seiner Sitzung 
am 16. Januar 1974 behandelt hat. 

Seit langem bedarf das Tierzuchtgesetz vom 
7. Juli 1949 (Gesetzblatt der Verwaltung des Ver-, 
einigten Wirtschaftsgebietes S. 181), zuletzt geändert 
durch das Besamungsgesetz vom 8. Dezember 1971 
(BGBl. I S. 1537), einer Novellierung, weil seine 
Körbestimmungen für die heutigen Verhältnisse in 
der Landwirtschaft überholt sind, dem seit 1949 ganz 
erheblich gestiegenen Handelsverkehr mit Zuchtvieh 
in der Europäischen Gemeinschaft mehr Rechnung 
getragen werden muß und die Zuständigkeiten von 


staatlichen Behörden und Tierzuchtverbänden im 
Hinblick auf eine Verwaltungsvereinfadiung neu 
geordnet werden müssen. Diese Novellierung ist 
überfällig und von der Bundesregierung seit langem 
in Aussicht gestellt worden. Der Ausschuß hält die 
alsbaldige Vorlage eines Änderungsgesetzes zum 
Tierzuchtgesetz noch 1974 für notwendig. Bei der 
Beratung im Ausschuß ist jedoch gefordert worden, 
daß der derzeitige Besitzstand in Süddeutschland, 
wonach jede Gemeinde den Haltern weiblicher Tiere, 
die vom Tierzuchtgesetz erfaßt werden, Vatertiere 
in ausreichender Zahl bereitstellen muß, erhalten 
bleibt. 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten billigt einmütig den vorliegenden Antrag 
und schlägt daher vor, ihn unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 22. Januar 1974 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/1090 — unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 22. Januar 1974 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Dr. Schmidt (Gellersen) 

Vorsitzender 


Schröder (Wilhelminenhof) 

Berichterstatter 
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